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Matthias 
Stoffregen zu 
Kuba und dem Iran

Der ehemalige US-Prä-
sident George W. Bush 
zählte den Iran einst 

zur „Achse des Bösen“ und vor 
der Entspannungspolitik sei-
nes Nachfolgers Barack Obama 
wollten die USA auch nichts mit 
Kuba zu tun haben. Tatsächlich 
aber liefern US-Firmen schon 
lange in beide Länder – unab-
hängig vom politischen Säbel-
rasseln. Sanktionen biegen sie 
zu ihren Gunsten zurecht, so 
dass ihre Firmen keine rechtli-
chen Probleme bekommen.

Die Europäer haben sich zu 
lange diesem doppelten Spiel 
gefügt, das inzwischen auch 
in Russland läuft. US-Firmen 
liefern weiter, EU-Firmen hal-
ten sich dagegen zurück und 
nehmen Absatzrückgänge in 
Kauf. Das zeigt einmal mehr: 
Politische Konfl ikte lassen sich 
in der Regel nicht mit Sanktio-
nen lösen. Und zweitens: Sank-
tionen dienen manchen Staaten 
als Mittel, um eigenen Firmen 
Wettbewerbsvorteile einzu-
räumen. Die Unternehmen in 
Sachsen-Anhalt sollten sich 
insofern nicht beirren lassen. 
Wenn sie Chancen auf Geschäf-
te im Iran oder auf Kuba sehen, 
sollten sie diese nutzen. Seite 1

Absatzchancen 
nutzen

Michael Bock zu 
Ermittlungen we-
gen Landesverrats

Die Ermittlungen gegen 
Journalisten wegen des 
Verdachts auf Landes-

verrat sind ein Stück aus dem 
Tollhaus. In der Hauptrolle: 
Generalbundesanwalt Range, 
der nicht den Schneid hatte, 
gegen NSA-Lauschangriff e in 
Deutschland zu ermitteln. Diese 
vornehme Zurückhaltung gab 
er in einem anderen Fall schnell 
auf: Nach der Veröff entlichung 
interner Verfassungsschutz-
Dokumente ging er ruckzuck 
gegen Journalisten vor. 

Die Bundesanwaltschaft at-
tackiert ein zentrales Grund-
recht: die Pressefreiheit. Un-
liebsame Journalisten sollen 
mundtot, potenzielle Infor-
manten eingeschüchtert wer-
den. Es ist aber die Pfl icht von 
Journalisten, Vorgänge bei Ge-
heimdiensten transparent zu 
machen. Gerade dort ist eine 
Kontrolle durch Journalisten 
nötig. Wer die Aufdeckung von 
Missständen verhindern oder 
sogar kriminalisieren will, 
schadet der Demokratie. Nach 
massiven Protesten rudert der 
Generalbundesanwalt jetzt zu-
rück. Er will die Ermittlungen 
aussetzen – vorerst. Der Mann 
sollte gehen – endgültig. Politik

Stück aus dem 
Tollhaus

Steffen Honig zu 
Olympischen
Spielen in Peking

Das wird schon mit den 
Winterspielen in Pe-
king. Zwar gibt es dort 

nur jede Menge Smog und kein 
bisschen  Schnee.  Aber die 
Chinesen haben bereits 2008 
bewiesen, dass sie Olympische 
Spiele perfekt über die Bühne 
bringen können. Unangeneh-
me Menschenrechtsfragen 
wurden erfolgreich ausgeblen-
det. Das war diesmal noch 
einfacher, weil Gegenkandi-
daten aus der westlichen Welt 
gänzlich fehlen. Die sind gar 
nicht erst angetreten – man-
gels Rückhalt bei der einhei-
mischen Bevölkerung. Das 
war in Bayern genauso wie im 
schweizerischen Graubünden 
oder in Oslo.

Die Olympischen Spiele, 
ausgeufert ins Gigantische, 
haben ein schweres Akzep-
tanzproblem. So kommt es dem 
Internationalen Olympischen 
Komitee sehr zupass, dass es 
noch Bewerber gibt, die jegli-
che Gegenbewegung im Keim 
ersticken. Der neue olympi-
sche Dreiklang lautet: Der Welt 
den Sport, den Potentaten das 
Renommee und dem IOC das 
Geld. Sport

Winterspiele
im Smog

 Karikatur: Heiko Sakurai

Mit einer Abordnung 
des Europäischen Parla-
ments besuchte SPD-Par-
lamentarier Arne Lietz 
(Wittenberg) kürzlich die 
Ukraine. Mit ihm sprach 
Steff en Honig.

Volksstimme: Als Mitglied 
im Menschenrechts- und Au-
ßenausschuss waren Sie in 
einer Doppelfunktion in der 
Ukraine. Mit welchem Ziel?
Arne Lietz:  Bei den Men-
schenrechten interessierte 
uns besonders der Minderhei-
tenschutz, etwa das Recht auf 
Grundversorgung und Unver-
sehrtheit in der Kriegsregion 
im Osten. In der Ukraine gibt 
es 1,3 Millionen Kriegsfl ücht-
linge, mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung von Sachsen-An-
halt. Ein weiterer Schwerpunkt 
war die Lage der Krimtataren. 
Diesen wurde auf der Krim 
ein Presseverbot auferlegt, 
viele Tataren verschwinden 
einfach, weil sie von Russland 
zum Militärdienst eingezogen 
werden. Außenpolitisch ging 
es um die Beziehungen zur EU.

Im Herbst stehen Regional-
und Kommunalwahlen an. 
Wie wird die EU die Abstim-
mung begleiten?
Wir als EU-Abgeordnete wer-
den uns  für eine europäische 
Beobachtungsmission einset-
zen. Denn  mit dem Erfolg der 

Wahlen steht und fällt die Er-
füllung des Minsk-II-Abkom-
mens. Wir hatten dazu in der 
Rada, dem ukrainischen Par-
lament, Gespräche – auch mit 
der Opposition.

„Ich sehe das 
Land im Aufbruch.“

Wie haben Sie die Stimmung 
in der Ukraine empfunden 
– in Richtung Resignation  
oder Aufb ruch?
Ich sehe das Land im Auf-
bruch. Das wird sichtbar an 
den verschiedensten Reform-
vorhaben, die in einem un-
glaublichen Akkord durch das 
Parlament gebracht werden.

Zum Beispiel?
Die Dezentralisierung, also 

die Stärkung der Regionen. 
Hier  ist Polen der Berater, 
das mit seinen Wojewod-
schaften das Vorbild bildet. 
Außerdem werden beispiels-
weise immer mehr Anti-Kor-
ruptions-Büros eingerichtet, 
um dem Hauptmakel der po-
litischen und gesellschaft-
lichen Situation beizukom-
men. Für die Korruption im 
Alltag steht bisher die Polizei. 
Deshalb haben USA und Kana-
da in Kiew eine neue Polizei-
truppe ausgerüstet und aus-
gebildet. Das Ganze geschieht 
unter der weiter existierenden 
Bedrohung, in der Ostukraine 
gibt es täglich tote und ver-
letzte Soldaten. Das Land ist 
praktisch unter permanentem 
Druck.

Auch die Wirtschaft liegt am 
Boden  ...
Das zeigt sich darin, dass das 

Bruttoinlandsprodukt um 19 
Prozent zurückgegangen ist. 
Ein Riesenproblem droht im 
Winter: Es sind nach geschei-
terten Verhandlungen mit 
Russland bis jetzt nur zehn 
Prozent der Gasversorgung 
gesichert. Ich habe mit vie-
len jungen Menschen aus der 
Ostukraine gesprochen, die ge-
fl ohen sind und sich anderswo 
angesiedelt haben. Eine junge 
Frau hat mir erzählt, sie habe 
mit ihrem Freund nur eine 
Ein-Zimmer-Wohnung mieten 
können, weil die Energieko-
sten sonst zu hoch sein wür-
den. Denn die Gehälter sind 
im Keller. 

Was erwarten die Ukrainer 
von Europa?
Sichtbare Zeichen der Unter-
stützung wie eine Visa-Libera-
lisierung, damit gerade für die 
jungen Leute Europa erlebbar 
wird.

Das könnte die Flüchtlings-
problematik in der EU weiter 
verschärfen.
Auch ohne die Visa-Liberali-
sierung kommen bereits viele 
Flüchtlinge aus der Ukraine 
nach Polen. Sollte sich der 
Krieg verschärfen, würden die 
Flüchtlingszahlen weiter nach 
oben schnellen.

Wie sehen Sie die innenpoli-
tischen Spannungen, vor al-
lem in Bezug auf den Rechten 
Sektor, der kürzlich in Kiew 
demonstriert und den Sturz 

von Präsident Poroschenko 
gefordert hat?
Der Rechte Sektor war mit 
mehreren Tausend Menschen 
auf der Straße. Politisch spielt  
er jedoch keine große Rolle. Die 
Regierung geht daran, diese 
Kräfte zu entwaff nen oder in 
die reguläre Armee einzuglie-
dern.

„Europa muss 
Geschlossenheit zei-
gen.“

Deutschland übernimmt 
zum 1. Januar den Vorsitz der 
OSZE-Beobachtermission. 
Was ist von den Deutschen 
zu erwarten?
Zunächst: Wir brauchen ge-
nerell mehr OSZE-Beobachter. 
Es sind nicht mal 600, nötig 
wären bis zu 1000. Die OSZE 
ist ein zentraler Hebelpunkt 
geworden, um den Gesprächs-
faden aufrechtzuerhalten. 

Sie sehen also Chancen, mit 
Russland diplomatisch wei-
terzukommen?
Ja, hier müssen wir auch anset-
zen. Flankiert von den Sanktio-
nen, die ihre  Wirkung zeigen. 
Europa muss dabei Geschlos-
senheit zeigen. Diplomatie 
ist in der aktuellen Krisen das 
stärkste und wirkungsvolls-
te Instrument der Europäer, 
das es neben den Sanktionen 
gibt.

„Ukraine ist permanent unter Druck“
Der Europaabgeordnete Arne Lietz über Reformen und Rückschläge in einem Land im Krieg

Arne Lietz (r.) im Gespräch mit dem ukrainischen  Außenminister 
Pawlo Klimkin. Foto: privat

„Hospodarske noviny“ (Tsche-
chien) zu Anschlägen auf 
Asylunterkünfte in Deutsch-
land: „Die wachsende Zahl 
der Straftaten gegen Flücht-
lingsheime geht mit einem 
anderen Trend einher: Es ist 
der Versuch, für die feindliche 
Haltung gegenüber Frem-
den eine politisch korrekte 
Bezeichnung zu fi nden. Neue 
Wörter sollen den Kern der 
Sache verschleiern. „Asyl-
kritiker“ oder „Islamkriti-
ker“ klingt mit Sicherheit 
annehmbarer als „intolerant 
gegenüber Fremden“, beson-
ders wenn sich so „besorgte 
Bürger“ äußern.“

Worte 
verschleiern

„Was im Rahmen der 
Pressefreiheit veröff ent-
licht wird, kann niemals 
Landesverrat sein. Die 
Ermittlungen gegen die 
Kollegen sind deshalb 
ein klarer Angriff  auf 
diese Pressefreiheit.“
„Bild“-Chefredakteur Kai Diekmann 
über die Ermittlungen der Bundes-
anwaltschaft gegen Netzpolitik.org 
wegen Landesverrats

„Ich bezweifl e, dass 
die Journalisten mit 
ihrer Veröff entlichung 
Deutschland benachtei-
ligen wollten.“
Bundesjustizminister Heiko Maas 
(SPD) zu den Ermittlungen gegen 
Netzpolitik.org

Heftige Kritik von Men-
schenrechtlern und 
aus der Politik, be-

schwichtigende Worte von den 
deutschen Olympiaplanern: 
Der Jubel der chinesischen 
Delegation in Kuala Lumpur 
war noch nicht verhallt, da 
gab es für die Wahl Pekings 
als Gastgeber der Olympischen 
Winterspiele 2022 schon ers-
te Vorwürfe. „Die Vergabe an 
Peking birgt ganz klar die Ge-
fahr, dass es bei der Vorberei-
tung und Durchführung der 
Olympischen Spiele wie bei 
den Sommerspielen 2008 zu 
Menschenrechtsverletzungen 
kommt“, sagte Wolfgang Bütt-
ner von Human Rights Watch 
Deutschland.

Das IOC geriet am Freitag 
ins Kreuzfeuer, und auch Ham-
burgs Olympiaplaner mussten 
sich nach der in Deutschland 
wenig populären Entscheidung 
für Spiele in China einiges an-
hören. „Mit seiner Bewerbung 
verschaff t Hamburg dem IOC 
eine Legitimation dafür, dass 
es sich immer wieder mit au-
toritären Regimen einlässt, in 
denen Menschenrechte mit 
Füßen getreten werden“, sagte 
Florian Kasiske von NOlympia 
Hamburg. 

In Kuala Lumpur hatte das 
Internationale Olympische Ko-
mitee (IOC) der favorisierten 
chinesischen Hauptstadt den 
Vorzug vor dem Mitbewerber 
Almaty/Kasachstan gegeben 

- wenn auch nur mit einem 
hauchdünnen Vorsprung von 
44:40 Stimmen bei einer Ent-
haltung. Peking wird damit die 
erste Stadt, die nach Sommer- 
auch Winterspiele austrägt.

„Die Glaubwürdigkeitskri-
se der großen internationalen 
Sportverbände hält weiterhin 
an“, meinte Özcan Mutlu, der 
sportpolitische Sprecher von 
Bündnis 90/Die Grünen im 

Bundestag. „Es war nur noch 
die Frage zu beantworten, was 
wohl das kleinere Übel war“ 
kommentierte Dagmar Freitag, 
Vorsitzende des Sportausschus-
ses im Bundestag. Beide wie-
sen auch auf eine Einschrän-
kungen in der Meinungs- und 
Pressefreiheit beziehungsweise 
auf fehlenden Natur- und Um-
weltschutz im Reich der Mitte 
hin. 

China wird für die Olym-
pischen Spiele unter anderem 
eine neue milliardenteure 
Bahnlinie bauen, die Peking 
mit dem Winterort Yanqing 
verbindet. Hier wird rund die 
Hälfte aller Medaillen vergeben 
– 200 Kilometer von der Haupt-
stadt entfernt. (SID/lg)

China darf sich als Wintersport-Nation präsentieren
Die Wahl Pekings als Austragungsort der Olympischen Spiele 2022 löst heft ige Kritik aus

Junge Eishockeyspieler machen Werbung für die Olympischen Spiele 
2022 in Peking.  Foto: dpa

„Times“ (London) zur Flücht-
lingskrise in Calais: „Großbri-
tannien sollte Frankreich 
Nothilfe leisten. Nötig ist 
eine bessere und verstärkte 
Thermo-Technologie, um blin-
de Passagiere aufzuspüren. 
Vor allem sollte der Kanaltun-
nel sorgfältig eingezäunt und 
überwacht werden. London 
sollte sehr viel mehr anbieten 
als die zurzeit angebotenen 
sieben Millionen Pfund (9,98 
Millionen Euro). Die Europäer 
müssen verzweifelte Men-
schen davon abhalten und sie 
ermutigen, eine Zukunftsper-
spektive in ihren Heimatlän-
dern zu suchen.“

Großbritannien ist 
in der Pfl icht

„Neue Zürcher Zeitung“  über 
den Umgang Europas mit den 
Flüchtlingen: „Europa kann 
und muss nicht das Leid der 
restlichen Welt schultern. 
Aber die vergangenen Monate 
haben gezeigt, dass weder 
reduzierte Rettungsaktionen 
im Mittelmeer noch kurzzei-
tig geschlossene Grenzen oder 
beschleunigte Asylverfahren 
Flüchtlinge davon abhalten, 
nach Europa zu kommen. 
Alle Länder können mehr 
Asylbewerber aufnehmen als 
jene Zahl, zu der sie sich nun 
durchgerungen haben.“

Europa kann 
mehr leisten


